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32 Vierte Verordnung 


über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung. 
Vom 10. 3. 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 26 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. ©. 403) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

Artikel ! 

Artikel II der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 
(G. Bl. S. 753) wird wie folgt geändert: 
1. Der § 7 erhält folgende Faſſung: 

I War die Zwangsverſteigerung gemäß 8 5 oder auf Bewilligung des betreibenden Gläu⸗ 
bigers oder für die Dauer des landwirtſchaftlichen Vermittlungsverfahrens oder auf Anordnung 
des Prozeßgerichts einſtweilen eingeſtellt, ſo kann ſie auf Antrag des Schuldners nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 5 erneut eingeſtellt werden. 

II Die erneute Einſtellung iſt unzuläſſig, wenn der Schuldner bei Stellung ſeines Antrags 
mit wiederkehrenden Leiſtungen in Höhe der im letzten Jahre vor dieſem Zeitpunkte fällig ge- 
wordenen Beträge im Rückſtande iſt. 

III Der Antrag auf erneute Einſtellung iſt nur bis zum Ablauf einer Notfriſt von zwei Wochen 
nach Zuſtellung des Beſchluſſes zuläſſig, durch den die Fortſetzung des Verfahrens angeordnet 
wird. Die Vorſchriften' des 6 Abſ. 2 bis 4 gelten entſprechend. Der Verſteigerungstermin ſoll erſt 
nach Ablauf der in Satz 1 beſtimmten Notfriſt beſtimmt werden. 

IV Die erneute Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß Abſatz I bis III iſt zweimal zu- 
läſſig. 

2. Der § 10 Abſ. II erhält folgende Faſſung: 
Eine zweimalige Wiederholung der Einſtellung iſt zuläſſig. 
3. Der § 13 erhält folgenden Abſatz II: 
Wegen der in Abſatz I Buchſtabe a) bezeichneten Anſprüche kann die Zwangsverſteigerung 
nur mit Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig betrieben werden. 
Artikel II 
Um die zur Geſundung der Landwirtſchaft eingeleiteten Maßnahmen auch den Inhabern und 
Gläubigern der Betriebe zugute kommen zu laſſen, deren Beſtand durch Zwangsvollſtreckungsmaßnah⸗ 
men gefährdet iſt, wird der beſtehende Vollſtreckungsſchutz vorübergehend nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften erweitert: 5 
1. Zwangsverſteigerungen landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Grundſtücke 
dürfen vorbehaltlich der in den Ausführungsvorſchriften zu beſtimmenden Ausnahmen in 
der Zeit bis zum 31. Oktober 1933 nicht durchgeführt werden. : 
2. Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen in Gegenſtände des beweglichen Vermögens, 
die einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe dienen oder 
zum Hausrat des Betriebsinhabers und ſeiner Familie gehören, ſind vorbehaltlich der in 
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den Ausführungsvorſchriften zu beſtimmenden Ausnahmen bis zum 31. Oktober 1933 nicht 
zuläſſig. 
Artikel III 

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Der Senat wird ermächtigt, zur Ausführung des Artikels II Rechtsverordnungen zu erlaſſen. Er 
kann auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen. Er kann ferner beſtimmen, daß Zwangsvollſtreckungen auf 
Räumung landwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Grundſtücke für die Zeit bis zum 31. Oktober 1933 
ausgeſchloſſen oder nur beſchränkt zuläſſig ſind. 

Artikel IV 

Die Vorſchriften des Artikels I finden auf Zwangsverſteigerungen, die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſer Verordnung anhängig ſind, mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

War dem Schuldner in einem Verfahren, das nach $ 7 Abſ. 1 oder § 10 Abſ. 2 erneut einge⸗ 
ſtellt war, der Beſchluß über die Fortſetzung des Verfahrens vor dem Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
nung zugeſtellt oder wird er ihm vor dem 1. April 1933 zugeſtellt, ſo kann er die abermalige Ein⸗ 
ſtellung gemäß § 7 Abſ. IV oder 8 10 Abſ. II innerhalb einer Notfriſt bis zum 15. April 1933 
beantragen. War bei Inkrafttreten bereits der Zuſchlag erteilt, die Beſchwerdefriſt aber noch nicht 
abgelaufen, oder wird der Zuſchlag vor dem 1. April 1933 erteilt, ſo kann die abermalige Ein⸗ 
ſtellung im Wege der Beſchwerde gegen den Zuſchlag beantragt werden; die Friſt für die Be⸗ 
ſchwerde endet nicht vor dem 15. April 1933. 


Danzig, den 10. März 1933. 3 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dumont 


33 Vierte Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 
(G. Bl. S. 753) und der Verordnung vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113). 
Vom 10. 3. 1933. 


Auf Grund des § 26 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. No⸗ 
vember 1932 (G. Bl. S. 753) und des Artikels II der Verordnung vom 10. März 1933 (G. Bl. 
S. 113) wird folgendes verordnet: 

Artikel ! 

Die SS 18 bis 22 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) werden durch fol⸗ 
gende Vorſchriften erſetzt: 


I. Einſtweilige Einſtellung von Zwangsverſteigerungen 
§ 1 

(1) Sämtliche Verfahren zum Zwecke der Zwangsverſteigerung landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaft⸗ 
licher und gärtneriſcher Grundſtücke ſind, ohne Rückſicht darauf, ob die Zwangsverſteigerung vor 
oder nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung angeordnet iſt, bis zum 31. Oktober 1933 kraft 
Geſetzes einſtweilen eingeſtellt. Als Grundſtücke der bezeichneten Art gelten auch Grundſtücke, die land⸗ 
wirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Nebenbetrieben dienen. 

(2) Dies gilt auch dann, wenn im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung der Zuſchlag 
bereits erteilt, aber noch nicht rechtskräftig war; in dieſem Falle hat das Vollſtreckungsgericht den Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß von Amts wegen aufzuheben. 

(3) Die Aufhebung des Zuſchlagsbeſchluſſes erfolgt nicht, wenn die Zwangsverſteigerung wegen 
der im § Ha) bezeichneten Anſprüche betrieben wird. Im übrigen hat das Vollſtreckungsgericht vor der 
Aufhebung des Zuſchlagsbeſchluſſes den betreibenden Gläubiger und den aus dem Meiſtgebot Be- 
rechtigten zu hören. Wird die Fortſetzung des Verfahrens beantragt (§§ 2ff.), jo iſt mit der Aufhebung 
des Zuſchlagsbeſchluſſes bis zur Entſcheidung über die Fortſetzung des Verfahrens innezuhalten. Die Auf⸗ 
hebung des N erfolgt nicht, wenn die Fortſetzung des Verfahrens angeordnet wird. 
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ü Wird die aê te derung aus einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einem ſonſtigen 
dinglichen Recht betrieben, die an erſter Stelle ſtehen oder einer Hypothekenbank, öffentlichen Spar⸗ 
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kaſſe oder einem anderen Inſtitut zuſtehen, das ſich nach geſetzlicher Vorſchrift oder nach der mit Ge⸗ 
nehmigung der Staatsaufſichtsbehörde erlaſſenen Satzung mit der Gewährung langfriſtiger Kredite 
befaßt, ſo kann der Gläubiger die vorzeitige Fortſetzung des Verfahrens beantragen, wenn der 
Schuldner bei Inkrafttreten dieſer Verordnung mit wiederkehrenden Leiſtungen im Rückſtande war und 
nach dieſem Zeitpunkt mit einem weiteren Betrage im Rückſtande bleibt. lu HEN 

(2) Der Antrag auf Fortſetzung des Verfahrens iſt abzulehnen, wenn der i 1 1 
außergewöhnlicher Verluſte durch Unwetter, Viehſeuchen oder ähnliche Ereigniſſe oder infolge eines 
durch den allgemeinen Preisſtand bedingten weſentlichen Rückganges des Erlöſes aus den in dem Be⸗ 
triebe gewonnenen Erzeugniſſen zu der Zahlung außerſtande iſt; das gleiche gilt, wenn der Schuld⸗ 
ner zu der Zahlung außerſtande iſt, weil der Pächter des Grundſtücks infolge von Umſtänden der 
bezeichneten Art ſeine Pachtzinsverpflichtungen nicht erfüllen konnte. 

(3) Das Gericht ſoll, wenn ihm dies nach Lage des Falles angemeſſen erſcheint, dem Schuldner 
zur Zahlung des in Abſ. 1 bezeichneten weiteren Betrages eine Nachfriſt ſetzen. Kommt der Schuld⸗ 
ner der Auflage rechtzeitig nach, ſo iſt der Antrag des Gläubigers abzulehnen. 


le | | § 3 
Wird die SZwaftgsderſteigerung wegen einer Forderung aus einem Kredit betrieben, der zur 
Deckung der Betriebsausgaben für die Zeit nach dem 30. Juni 1931 gewährt iſt, oder wegen einer 
Forderung aus einer für den Betrieb nach dem 30. Juni 1931 bewirkten Lieferung oder ſonſtigen Lei⸗ 
ſtung, ſo iſt auf Antrag des Gläubigers das Verfahren fortzuſetzen, ſofern nicht der Schuldner infolge 
von Umſtänden der im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Art, die nach Eingehung der Verbindlichkeit ein⸗ 
getreten ſind, zur Erfüllung außerſtande iſt. 
8 4 


Dem Antrag eines Gläubigers auf Fortſetzung des Verfahrens iſt ferner ſtattzugeben, wenn das 
Gericht nach Anhörung der unteren Verwaltungsbehörde der Überzeugung iſt, daß eine ordnungs⸗ 
mäßige Wirtſchaftsführung bis zur Einbringung der Ernte durch den Betriebsinhaber nicht zu er⸗ 
warten iſt. Dies iſt im Zweifel anzunehmen, wenn der Schuldner auf wiederkehrende Leiſtungen, die 
der Gläubiger aus einem Rechte der im § 2 Abſ. 1 bezeichneten Art zu fordern hat, innerhalb des 
letzten Jahres vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung nicht mindeſtens den vierten Teil der in dieſer 
Zeit fällig gewordenen Beträge gezahlt hat. 

8 5 

(1) Sji die Zwangsverſteigerung angeordnet, nachdem das Sicherungsverfahren für den Betrieb 
des Schuldners gemäß der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Siche⸗ 
rung der Ernte vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907) in der Faſſung der Verordnung vom 18. März 
1932 (G. Bl. S. 145) abgelehnt oder die angeordnete Sicherungsverwaltung gemäß $ 17 Abſ. I 
Ziff. 2 aufgehoben worden iſt, ſo gelten folgende Vorſchriften: 

1. War das Sicherungsverfahren vor Inkrafttreten dieſer Verordnung aufgehoben, ſo iſt dem 
Antrage auf Fortſetzung des Zwangsverſteigerungsverfahrens ſtattzugeben, wenn die im 8 2 
hierfür gegebenen Vorausſetzungen vorliegen. 

2. Iſt das Sicherungsverfahren erſt nach Inkrafttreten dieſer Verordnung aufgehoben, ſo tritt 
die einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung nach $ 1 Abſ. 1 nicht ein; eine einſt⸗ 
weilige Einſtellung nach $ 5 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) 
iſt unzuläſſig. 

§ 5 a 

Der Artikel II der Vierten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113) findet keine Anwendung, wenn die Zwangsverſteigerung wegen 
der im § 13 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) bezeichneten Anſprüche be⸗ 
trieben wird. 

§ 6 


() Vor der Entſcheidung über den Antrag auf Fortſetzung find die Parteien zu hören. Tat- 
ſächliche Angaben bedürfen nur der Glaubhaftmachung. Gegen die Entſcheidung über den Antrag 
findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt; vor der Entſcheidung iſt der Gegner zu hören. Eine weitere 
Beſchwerde findet nicht ſtatt. 

(2) Wird der Antrag auf Anordnung der Zwangsverſteigerung nach Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
gere geſtellt, ſo kann damit der Antrag auf Fortſetzung des Verfahrens (§§ 2 bis 5) verbunden 
werden. 
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ll. Zwangsvollſtreckung in bewegliches Wee 
87 
(1) Vorbehaltlich der Vorſchriften der SS 8 bis 10 ift die Zwangsvollſtreckung wegen Gelbſorbe⸗ 
rungen in bewegliche Sachen, die zu einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Betriebe oder einem damit verbundenen Nebenbetriebe oder zum Hausrat des Betriebsinhabers und 
feiner Familie gehören, mit Ausnahme von Luxusgegenſtänden, bis zum 31. Oktober 1933 unzuläſſig. 
Das gleiche gilt von der Zwangsvollſtreckung in Forderungen, die dem Schuldner aus der Veräuße⸗ 
rung der in ſeinem Betriebe gewonnenen Erzeugniſſe zuſtehen, ſowie in Barmittel und Guthaben, ſoweit 
ſie der Schuldner zur ordnungsmäßigen Fortführung ſeines Betriebes oder zur Erfüllung der auf ſeinem 
Grundſtück laſtenden Verbindlichkeiten oder ſeiner Pachtzinsverpflichtungen braucht. 
(2) Die Zuläſſigkeit der Abtretung und wird durch d die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 
nicht berührt. 


8 8 e eee 


Die Zwangsvollſtreckung wegen der nachſtehend aufgeführten * wird durch die Vor⸗ 
ſchriften des § 7 nicht berührt: 

1. geſetzliche Unterhaltsanſprüche, die nach dem 31. Dezember 1932 fällig geworden ſind: 

2. Anſprüche auf Lohn, Koſtgeld oder andere Dienftbezüge der Perſonen, die im Haushalt oder 
im Wirtſchaftsbetriebe des Schuldners oder einem dazu gehörenden Nebenbetriebe in einem 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis ſtehen oder geſtanden haben; 

3. Anſprüche aus Verſicherungsverträgen auf Zahlung der nach dem Ae dieser Ver⸗ 
ordnung fällig gewordenen Prämien, ſoweit es ſich um die Verſicherung des Grundſtücks 
und der zu dem Betriebe und dem Hausrat gehörenden beweglichen Sachen handelt; 

4. Anſprüche auf Grund der Verordnung zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und Saatgut⸗ 
verſorgung für das Wirtſchaftsjahr 1933 vom 28. Februar 1933 (G. Bl. S. 97). 

5. Anſprüche der im § 13 der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) be⸗ 


zeichneten Art. SER r “DZ zaxê nû 
§ 9 j ea, | 
(1) Die Zwangsvollſtreckung wegen der nachſtehend aufgeführten ER unterfieot den im 
Abs. 2 beſtimmten Beſchränkungen: 


1. die nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung fällig gewordenen wiederkehrenden Leiſtungen 
von Rechten der im § 2 Abſ. 1 bezeichneten Art: 
2. Forderungen aus Krediten, die zur Deckung der Betriebsausgaben für die Zeit nach dem 
30. Juni 1931 gewährt ſind, oder aus Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen, die für den 
Vetrieb nach dem 30. Juni 1931 bewirkt ſind, ſoweit dieſe Forderungen nicht zu den im § 8 
Nr. 4 und 5 bezeichneten gehören. 

(2) Wird die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände der im § 7 bezeichneten Art betrieben, fo 
it fie aufzuheben, wenn die untere Verwaltungsbehörde beſcheinigt, daß dem Schuldner durch die 
Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die er zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirk⸗ 
ſchaft bis zur Ernte 1933 micht entbehren kann, und er eine Gewähr dafür bietet, daß er dieſe 
Mittel zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft verwenden wird. 
en a KERI j j Û U § 10 ! e ji e keş "Te 

Die Befugnis des Gläubigers wegen einer Forderung, für die ihm ein de am einer ber 
weglichen Sache oder an einem Recht zusteht, die Zwangsvollſtreckung in den Pfandgegenſtand zu 


betreiben, wird durch die Vorſchriften der SS 7 bis 9 nicht berührt, Das gleiche gilt für die Beftie⸗ 
uw aus @eqenîtûnbeu, die dem Gläubiger zur Sicherheit übereignet ſind, oder am denen er ein 
üdbehaltungsreht hat. 


su / BR Û ee 

0) Von dem Inhaber eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder a 8 Betriebes 
donn in der Zeit bis zum 31. Oktober 1983 die Leiſtung des Offendarungseides gemäß § 807 der 
om nur verlangt werden, wenn der Gläubiger Umſtände glaubhaft macht, aus denen 

a 3 Schuldner außer feinem zu dem am 5 65 Grundbeſitz und den 
F noch ee 
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(2) War vor Inkrafttreten dieſer Verordnung gegen den Schuldner zur Erzwingung der Eides⸗ 
leiſtung die Haft angeordnet, ſo iſt der Haftbefehl auf Antrag des Schuldners aufzuheben, wenn nicht 
der Gläubiger innerhalb einer ihm vom Gericht zu ſetzenden Friſt Umftände der im Abſ. 1 Satz 1 
bezeichneten Art glaubhaft macht. 

Artikel II 
Die Verordnung tritt gleichzeitig mit der Vierten Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge⸗ 
biete der Zwangsvollſtreckung vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113) in Kraft. 
Danzig, den 10. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dumont 


34 Verordnung 
zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes. 
Vom 7. 3. 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 19 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 18. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

Die §§ 30 und 41 des Verſorgungsgeſetzes in der Faſſung vom 24. 6. 1932 (G. Bl. S. 411/13) 
ſind mit der Anderung anzuwenden, daß überall die Worte „Vollendung des 15. Lebensjahres“ durch 
die Worte „Vollendung des 16. Lebensjahres“ erſetzt werden. 

Artikkel II 

Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1933 in Kraft. 

Kinderzulage und Waiſenrente nach Artikel I werden vom 1. April 1933 ab bis zur Voll⸗ 
endung des 16. Lebensjahres auch gewährt, wenn der Anſpruch infolge Vollendung des 15. Lebens⸗ 
jahres am 1. April 1933 bereits erloſchen war und die Wiedergewährung bis zum 30. September 
1933 beantragt wird. 

Danzig, den 7. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


35 Bekanntmachung. 

Gemäß Verordnung über die Verkündung des Übereinkommens vom 27. 8. 1930 betr. die gegen 
ſeitige Anerkennung von Schiffseichſcheinen vom 27. 10. 32 (G. Bl. 1933 S. 737) wird hierdurch bekannt 
gemacht, daß das genannte Abkommen für die Freie Stadt mit Wirkung vom 7. 2. 1933 in Kraft 
getreten iſt. 

Danzig, den 4. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


36 Druckfehlerberichtigung. 

In der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) iſt auf Seite 757 im § 19 
Abſ. I letzter Halbſatz und im § 20 hinter den Worten „hat der Sicherungsausſchuß den berechtigten“ 
das Wort „Intereſſen“ einzufügen. 


— MÊEnEnEnÛTTRTTMMRMRDMTMÎMÛD ——— 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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